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Entschließung zur Erweiterung der EG 


A. Problem 

Die Erweiterung der Europäischen Union, zunächst um die EFTA- 
Staaten Österreich, Schweden, Finnland und Norwegen, sodann 
gemäß den Leitlinien des Europäischen Rates von Kopenhagen um 
die Reformstaaten Mittel- und Osteuropas. 


B. Lösung 

Der Deutsche Bundestag soll die konkreten Vorgaben der Staats- 
und Regierungschefs auf dem Sondergipfel am 29. Oktober 1993 
unterstützen, um die Beitrittsverhandlungen mit den o. a. EFTA- 
Staaten bis zum 1. März 1994 abzuschließen, damit der Beitritt 
möglichst am 1. Januar 1995 wirksam werden kann. 

Einstimmiger Beschluß des Ausschusses. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 


wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 
folgende Entschließung anzunehmen: 

Der Deutsche Bundestag begrüßt die konstruktive Haltung des 
Europäischen Parlaments gegenüber der Erweiterung der Europäi- 
schen Union, zunächst um die EFTA-Staaten Österreich, Schwe- 
den, Finnland und Norwegen, sodann gemäß den Leitlinien des 
Europäischen Rates von Kopenhagen um die Reformstaaten Mittel- 
und Osteuropas. Ein Beitritt dieser Staaten zur Union wäre nicht 
nur ein Zugewinn für die Union und Zeichen ihrer Attraktivität, 
sondern auch Ausdruck der Tatsache, daß sie das ganze Europa in 
den Blick nimmt und sich nicht nach außen abschottet. Dies gilt 
besonders für die schrittweise Integration der mittel- und osteuro- 
päischen Staaten. 

Die Aufnahme der mittel- und osteuropäischen Staaten in die 
Europäische Union sollte durch eine Hilfestellung der Europäi- 
schen Union bei der Schaffung von demokratischen und gesunden 
wirtschaftlichen und sozialen Strukturen vorbereitet werden, um 
die schrittweise Integration dieser Länder zu erleichtern, sie 
beitrittsfähig zu machen und die Europäische Union nicht zu 
überfordern. Ein geeignetes Instrument dafür sind die bereits 
bestehenden Europa-Abkommen, die voll ausgeschöpft werden 
müssen. 

Die Beschlüsse des Europäischen Rates von Kopenhagen über 
Marktöffnung, politischen Dialog und Beitrittsperspektive müssen 
konsequent und umfassend umgesetzt werden. Dem Europäischen 
Rat sollte hierüber regelmäßig Bericht erstattet werden. 

Der Deutsche Bundestag unterstützt die konkreten Vorgaben, die 
die europäischen Staats- und Regierungschefs auf dem Sondergip- 
fel am 29. Oktober 1993 gemacht haben, um die Beitrittsverhand- 
lungen mit Österreich, Schweden, Finnland und Norwegen so zu 
beschleunigen, daß die Verhandlungen bis zum 1. März 1994 
abgeschlossen werden und der Beitritt möglichst am 1 . Januar 1995 
wirksam werden kann. 

Grundlage der Beitrittsverhandlungen muß die volle Übernahme 
des gemeinschaftlichen Besitzstandes einschließlich des Vertrages 
über die Europäische Union und seiner politischen Ziele bleiben. 
Ein Beitritt zu Sonderbedingungen kann nicht in Frage kommen. 
Die Regeln der Europäischen Union müssen für alle ihre Mitglieder 
dieselben sein. Der Deutsche Bundestag appelliert daher an die 
Kompromißbereitschaft der Beitrittskandidaten, damit Meinungs- 
unterschiede in Einzelfragen nicht zu Verzögerungen der gesam- 
ten Verhandlungen führen. Die Europäische Union und ihre 
Mitgliedstaaten müssen zugleich durch enge und vertrauensvolle 
Einbeziehung und Konsultation der Beitrittskandidaten auf allen 
Ebenen mit Blick auf die verbreitete Skepsis mancher Bürger in 
diesen Staaten deutlich machen, daß der Einfluß neuer, insbeson- 
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dere kleinerer Mitgliedstaaten, in der Europäischen Union nicht 
verschwindet, sondern im Gegenteil effektiver zur Geltung kom- 
men wird als bisher. Demokratie, Bürgernähe und Subsidiarität 
sind tragende Elemente der Europäischen Union und gewährlei- 
sten, daß die Identität und die Gestaltungsmöglichkeiten jedes 
einzelnen Mitgliedstaates grundsätzlich nicht beeinträchtigt wer- 
den. 

Der Deutsche Bundestag stellt nachdrücklich fest, daß die Erwei- 
terung der Europäischen Union nicht als Signal für eine Verlang- 
samung oder gar Verhinderung der Weiterentwicklung der Euro- 
päischen Union zu verstehen ist. Ohne eine fortschreitende Vertie- 
fung der Union sowohl in ihren Institutionen wie in ihren Hand- 
lungsbereichen kann die Handlungsfähigkeit und Dynamik einer 
erweiterten Europäischen Union nicht dauerhaft gewährleistet 
werden. 

Im Unterschied zum Europäischen Parlament ist der Deutsche 
Bundestag jedoch der Auffassung, daß es ein vertraglich fixiertes 
Junktim zwischen Erweiterung und Vertiefung nicht geben sollte. 
Er appelliert daher an das Europäische Parlament, keine zu hohen 
Hürden für seine Zustimmung zum Beitritt neuer Mitgliedstaaten 
zu errichten. Allerdings muß die Erweiterung der Europäischen 
Union um die EFTA-Staaten zum Anlaß genommen werden, auf 
der Revisionskonferenz 1996 auch die Zusammensetzung und 
Arbeitsweise der Europäischen Institutionen einer größer werden- 
den Gemeinschaft anzupassen. Entscheidend ist, daß hierüber in 
einem geordneten und transparenten Verfahren so früh wie 
möglich und nicht erst nach dem Beitritt der EFTA-Staaten 
nachgedacht wird. Ziel muß es sein, eine institutioneile Struktur zu 
beschließen, die einer erweiterten Gemeinschaft angemessen ist 
und effektive Entscheidungen sowie ein Höchstmaß an parlamen- 
tarischer Mitwirkung und Kontrolle gewährleistet. 


Dr. Renate Hellwig 

Vorsitzender 


Peter Kittelmann Heidemarie Wieczorek-Zeul 

Berichterstatter Berichterstatterin 


Dr. Helmut Haussmann 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Peter Kittelmann, Heidemarie Wieczorek-Zeul 
und Dr. Helmut Haussmann 


Die Unterrichtung durch das Europäische Parlament, 
Entschließung zur Erweiterung der EG — Drucksache 
12/5536 — ist am 13. September 1993 mit Drucksache 
12/5662 an den EG-Ausschuß zur Federführung und 
an den Auswärtigen Ausschuß und den Ausschuß für 
Gesundheit zur Mitberatung überwiesen worden. 

Der Auswärtige Ausschuß hat die Vorlage in seiner 
75. Sitzung, am 27. Oktober 1993, zustimmend zur 
Kenntnis genommen; der Ausschuß für Gesundheit 
hat in seiner 79. Sitzung, am 1. Dezember 1993, auf die 
Mitberatung verzichtet. 

Der EG-Ausschuß hat die Entschließung des Europäi- 
schen Parlaments in seiner 42. und 44. Sitzung, am 
1. und am 8. Dezember 1993, beraten und dabei die 
Zielstellung eines fristgerechten Beitritts von Öster- 
reich, Schweden, Finnland und Norwegen am 1. Ja- 
nuar 1995 einhellig unterstrichen. In der Aussprache 
stand insbesondere auch die Frage einer Beitrittsper- 
spektive für Staaten Mittel- und Osteuropas im Vor- 
dergrund. Dabei wurde kritisiert, daß die asymetri- 
schen Europaabkommen mit diesen Staaten sich in 
der Praxis umgekehrt hätten, denn sie wirkten sich zu 
ihren Ungunsten aus. Die Gemeinschaft habe zu 
Lasten dieser Länder einen gewaltigen Handelsüber- 
schuß erwirtschaftet, und es geschehe zu wenig, um 
dies rückgängig zu machen. Es wurde hervorgeho- 
ben, daß zunächst ein gewisser Status der wirtschaft- 
lichen Annäherung erreicht sein müsse, bevor ein 
voller Beitritt erfolgen könne. 

Von seiten der Koalitionsfraktionen wurde gleichwohl 
geäußert, es sollte darüber nachgedacht werden, ob 
diesen Staaten eine zeitliche Beitrittsperspektive noch 
in diesem Jahrzehnt eingeräumt werden könnte. Die 

Peter Kittelmann Heidemarie Wieczorek-Zeul 

Berichterstatter Berichterstatterin 


Erweiterung um die reicheren EFTA-Staaten 1995 
könne auch eine Basis dafür schaffen. Angesichts der 
riesigen Erwartung in den MOE-Staaten dürfe aus 
psychologischen Gründen nicht der Eindruck vermit- 
telt werden, daß sie nicht erwünscht seien. Auch 
dürften die Kriterien nicht so hoch angesetzt werden, 
daß sie sie nicht erfüllen könnten. 

Von seiten der Opposition wurde die klare Differen- 
zierung zwischen der Erweiterung der Gemeinschaft 
um die EFTA-Staaten und eine spätere Erweiterung 
um MOE-Staaten im Rahmen der Kriterien, die vom 
Europäischen Rat in Kopenhagen vorgegeben worden 
seien, herausgestellt. Der allererste Schritt zur euro- 
päischen Zusammenarbeit mit den Staaten Mittel- 
und Osteuropas müsse die Marktöffnung sein. Es gebe 
ein zu großes Spannungs Verhältnis zwischen offiziel- 
len Erklärungen mit der Ankündigung der Beitritts- 
möglichkeit und der Praxis auf der Basis der ausge- 
handelten Europaabkommen. Dies müsse zunächst 
einmal durch wirtschaftliche Hilfe und Stabilisierung 
geändert werden. Dabei wurde einer Stabilisierung in 
den Sicherheitsstrukturen der NATO Vorrang vor 
einem allzu raschen Beitritt zur Gemeinschaft gege- 
ben. Bei Terminüberlegungen noch in diesem Jahr- 
zehnt sei davor zu warnen, daß daraus eine Erwar- 
tungsfalle für sie entstehen könnte, wobei es außen- 
politisch für verheerender gehalten würde, wenn sich 
herausstellen sollte, daß dies nicht realistisch sei, als, 
wenn 1999 die Wirtschafts- und Währungsunion nicht 
zustandekäme. 

Der Ausschuß nahm die Beschlußempfehlung ein- 
stimmig an. 

Dr. Helmut Haussmann 

Berichterstatter 
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